Kommunaler Aktionsplan in Bezug auf den Wohnungsbau
Rundschreiben zum kommunalen Aktionsprogramm 2014-2016
An die Damen und Herren Bürgermeister, Vorsitzenden der Sozialämter (CPAS), Beigeordneten des Bürgermeisters,
Zur Information:
An die Dame und die Herren Gouverneure,
An den Herrn Generaldirektor der SWL,
An den Herrn Generaldirektor der FLFNW,
An die Generaldirektorin der SWCS,
An die Damen und Herren Schriftführer der Gemeinden und der Sozialämter (CPAS),
An die Damen und Herren Vorsitzenden und Geschäftsführer der öffentlichen Wohnbau-gesellschaften
An die Damen und Herren Vorsitzenden und Direktoren der sozialen Wohnungsvermittler,
An die Damen und Herren Vorsitzenden, Direktoren und Beauftragten der sozialwirtschaftlichen Organe,
Das wallonische Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen sieht vor, dass jede Gemeinde ein kommunales Wohnungsbauprogramm erstellt. Sollte ein Gemeinderat nicht innerhalb der von der Regierung gesetzten Frist ein Wohnungsbauprogramm verabschieden, kann der Gemeinde eine finanzielle Strafe auferlegt werden, wenn sie die von der Regierung festgelegten Ziele nicht erreicht. Die Regierung legt die Anwendungsbedingungen und das Strafmaß fest, die ab diesem Verankerungsprogramm Anwendung finden. Die Strafen gehen von 10.000 bis 30.000 Euro pro fehlender Wohnung, wobei sich die Anzahl der fehlenden Wohnungen nicht auf die 10 %-Vorgabe, sondern auf die spezifischen Ziele (Nutzung des Ziehungsrechts entsprechend der Mindestanzahl an von der Gemeinde zu schaffenden Wohnungen, Anzahl der zu schaffenden Übergangswohnungen, etc.) bezieht. Das kommunale Aktionsprogramm muss darüber hinaus eine Mindestanzahl an zu errichtenden Wohnungen ausweisen, die von der Regierung festgelegt werden. Diese Mindestanzahl wird als Anlage an das vorliegende Rundschreiben angehängt.
Die Wohnbaupolitik ist eine Politik der Nähe mit dem Ziel, die vielfältigen, in der Gemeinde festgestellten Bedarfe zu befriedigen. Dabei sind mehrere Schwerpunkte zu verfolgen, die Antworten auf die verschiedenen Herausforderungen bieten, mit denen die Wallonie konfrontiert ist. Dazu zählen insbesondere:
Das Wachstum der wallonischen Bevölkerung um geschätzt 455.000 Personen bis 2030. Die zahlenmäßige Erhöhung des Wohnungsbestandes, im privaten ebenso wie im öffentlichen Sektor, wird auf 350.000 neue Wohnung geschätzt.
Die Armut eines Teils der wallonischen Bevölkerung und somit der Bedarf an öffentlichen Wohnungen in der gesamten Region der Wallonie unter Berücksichtigung neuer Armutssituationen und der Notwendigkeit einer sozialen Durchmischung im Rahmen der regionalen Solidarität,
Die Alterung der Gesellschaft, die die Schaffung von Wohnungen erfordert, die den Bedürfnissen von Personen mit eingeschränkter Autonomie gerecht werden.
Die Energiewende, was die Sanierung bestehender Wohnungen und die Schaffung von Wohnungen mit niedrigem Energieverbrauch notwendig macht, um die Verteuerung der Energiekosten für die Bevölkerung abzufedern und die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen zu verringern.
Diese Herausforderungen betreffen alle Entscheidungsebenen und implizieren, dass von der öffentlichen Hand koordinierte Maßnahmen durchgeführt werden, wobei die Aktivitäten der privaten Akteure zu berücksichtigen ist. In diesem Kontext möchte die Regierung den öffentlichen Wohnungsbestand zahlenmäßig erhöhen, und zwar durch Erleichterungen bei der Realisierung von Projekten, durch eine Verbesserung der Qualität und der Nachhaltigkeit der Wohnungen und durch eine verstärkte Einbeziehung der Bedarfe der betroffenen Bevölkerungen.
Mit der Umsetzung einer kommunalen Aktionsstrategie in Sachen Wohnungsbau wollen wir uns den verschiedenen regionalen Herausforderungen stellen ebenso wie den Gemeinden die Möglichkeit geben, den spezifischen Bedarfen ihrer Bevölkerung gerecht zu werden.
Das in der Anlage angehängte Rundschreiben legt die Ziele der Regierung für die Jahre 2014, 2015 und 2016 dar.
Dieses Dokument und seine Anlagen stehen auf der Website der Verwaltung zum Download bereit:
http://dgo4.spw.wallonie.be/dgatlp/dgatlp/default.asp
1. Die Politik für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen: Herausforderung und Chance für die Gemeinden
Das wallonische Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen erkennt die Gemeinde als Betreiber des Wohnungswesens an und stellt klar, dass die Gemeinden und Sozialämter (CPAS) ihre Ziele und die Grundzüge der durchzuführenden Maßnahmen festlegen, um das Recht auf eine angemessene Wohnung umzusetzen (Art. 187, §1).
Im Übrigen erhält die Gemeinde mit einer echten, auf lokaler Ebene umgesetzten Wohnungsbaupolitik, sofern sie einen fundamentalen Bedarf einer jeglichen Person berührt, die Möglichkeit, eine echte Rolle der Nähe zu übernehmen und auf Dynamiken zu bauen oder Dynamiken zu verstärken, in denen sie kompetent ist. Hiervon sind unter anderem die politischen Ausrichtungen für Raumordnung, Entwicklung und Wirtschaftsförderung sowie Sozialwesen betroffen. Die Entwicklung eines kommunalen Wohnungsbauprogramms in enger Abstimmung mit anderen strategischen Instrumenten (Plan Stratégique Transversal, lokale Agenda 21, Strukturschema, Programm zur ländlichen Entwicklung, Plan für sozialen Zusammenhalt, ...) heißt auch, sich die Möglichkeit zu geben, diese zukunftsorientierten Visionen zu konkretisieren und in die Tat umzusetzen. 
Die Wohnungsbaupolitik ermöglicht so, in heruntergekommenen Stadtvierteln konkret tätig zu werden, gegen Gesundheitsschädlichkeit zu kämpfen, neue Urbanisierungen zu strukturieren, private Investitionen zu unterstützen, usw.
Und sie ermöglicht der Bevölkerung darüber hinaus, die Maßnahmen der öffentlichen Hand zur Verbesserung der Lebensqualität aller "mit eigenen Augen zu sehen".
In der Veröffentlichung "Wohnen in einem nachhaltigen Viertel" des Ministers für nachhaltige Entwicklung, zuständig für den Wohnungsbau, die allen Gemeinden und Akteuren des Wohnungswesens im Jahr 2010 zugegangen ist, finden die lokalen Entscheidungsträger Beispiele für durchgeführte Wohnbauprojekte in Wallonien und im Ausland, die aufzeigen, wie Politik für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen auf lokaler Ebene erfolgreich umgesetzt werden kann. 
Diese durchgeführten Wohnbauprojekte können als Inspiration oder Stimulanz für neue Projekte auf Gemeindeebene dienen. Die Veröffentlichung steht auf der Website der Maison de l’Urbanité zum Download bereit:
http://www.maisondelurbanite.org/sites/default/files/publications/2011/habite r-en-quartier-durable/fichiers/habiter-en-quartier-durable.pdf
Dieses Vademekum für nachhaltiges Bauen, mit einem umfangreichen Teil für Wohnungsbau, ist auf der Website der Société Wallonne du Logement abrufbar: www.swl.be Darüber hinaus wurde eine Recherche zum innovativen privaten Wohnungsbau durchgeführt; manche dieser Aspekte können auch auf den öffentlichen Wohnungsbau übertragen werden. Die Erkenntnisse aus dieser Recherche stehen auf der Website unter folgender URL zur Verfügung: 
http://www.uwa.be/resultats-de-la-recherche/recueil.htm?Ing-fr
1.1. Die Erklärung zur Wohnbaupolitik:
Das wallonische Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen erkennt die Gemeinde als Betreiber des Wohnungswesens an und stellt klar, dass die Gemeinden und Sozialämter (CPAS) ihre Ziele und die Grundzüge der durchzuführenden Maßnahmen festlegen, um das Recht auf eine angemessene Wohnung umzusetzen (Art. 187, §1). Diese Erklärung wird innerhalb einer Frist von neun Monaten nach der Erneuerung der Gemeinderäte erstellt. Das Dokument dient als Richtschnur zur Erarbeitung und Umsetzung von Bau- und Renovierungsprogrammen. Es muss bis spätestens 30. September an die auf Seite 21 genannte Adresse gesandt werden.
1.2. Aufgaben der Gemeinden:
Zur Erinnerung: Gemäß Artikel 190, § 2 wallonisches Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen muss jede Gemeinde, deren Programm von der Regierung ganz oder teilweise genehmigt wurde:
- eine eigene Servicestellen Wohnen betreiben, insbesondere zwecks koordinierter Information der Bürger über mögliche Hilfsleistungen und ihre Rechte in Sachen Wohnen.
- eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste nicht belegter Wohnungen führen (siehe Artikel 80).
- eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste der Baugrundstücke führen.
- eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste der leer stehenden Gebäude führen, die juristischen Personen des öffentlichen Rechts gehören.
- eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste über Möglichkeiten für dringliche Umquartierungen führen.
- eine Gemeindeverordnung über Leerstände beschließen, nach der leer stehende Wohngebäude mit weniger als 5.000 m2 insbesondere einer Besteuerung unterliegen.
Die Ergebnisse dieser verschiedenen, fortlaufend aktualisierten Bestandslisten müssen im Rahmen des kommunalen Aktionsprogramms 2014-2016 anhand von Vordrucken, die an das vorliegende Rundschreiben angehängt sind, an die Verwaltung weitergeleitet werden.
Der Beschluss des Gemeinderates und die Gemeindeverordnung über Leerstände und Besteuerung leer stehender Wohngebäude sind an das Dossier anzuhängen. 
Bei der Auswahl der eingereichten Projekte werden diese Informationen berücksichtigt.
1.3. Auswirkungen auf den Gemeindenfonds:
Zur Erinnerung: Gemäß Artikel L-1321-1 folgende des Gesetzes über lokale Demokratie und Dezentralisierung (Code de la Démocratie Locale et de la Décentralisation) fließt das Kriterium "Prozentsatz öffentlicher oder geförderter Wohnungen" in die Berechnung des den Gemeinden im Rahmen des Gemeindenfonds zugestandenen Budgets ein. Gemäß oben genannter Verordnung vom 15. Juli 2008 wird ein "Wohnungsquotient" ("ratio logement") in die Berechnungsgrundlage für die Aufteilung des Fonds einbezogen. Wichtig ist hier, ob der Quotient der betreffenden Gemeinde unter 10 %, über 10 % oder bei genau 10 % liegt. Unter Wohnungsquotient versteht man: "das in Prozent ausgedrückte Verhältnis zwischen öffentlichen und geförderten Wohnungen und der Gesamtzahl der Haushalte" (Art. L1332-1, § 3 der Verordnung vom 15. Juli 2008).
Der zugesprochene Betrag auf der Basis des Kriteriums "Wohnungsbau" macht 7 % der "verteilten Dotation" ("dotation répartie") aus.
Nach der Entscheidung der wallonischen Regierung vom 15. Juli 2008, die Gemeinden zum einen zu motivieren, die Schaffung von öffentlichem oder gefördertem Wohnraum in die Regionalpolitik aufzunehmen, und zum anderen die Gemeinden zu bestrafen, die sich weigern, den Maßgaben der Regionalpolitik zu folgen, setzt sich die Dotation für öffentlichen oder geförderten Wohnraum aus 2 Tranchen zusammen:
 eine Tranche "Bestand" zur Finanzierung der Gemeinden, die die Ziele der wallonischen Regierung in Sachen Wohnraumschaffung bereits erfüllt haben (Gemeinden mit mindestens 10 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum in Bezug auf die Gesamtzahl der Haushalte in ihrem Gemeindegebiet).
 eine Tranche "Bonus" als finanzieller Anreiz für die Gemeinde, die unterhalb der gesetzten Ziele liegen, sich diesbezüglich der Regionalpolitik anzuschließen (Gemeinden mit weniger als 10 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum).
Die Verteilung der 7 %, ursprünglich hälftig zwischen den beiden Tranchen aufgeteilt, wird sich schrittweise in Richtung 6 % für die Bestands-Tranche und 1 % für die Bonus-Tranche bewegen.
Je nach Anzahl des öffentlichen oder geförderten Wohnungsbestands in ihrem Gebiet müssen die die Bonus-Tranche in Anspruch nehmenden Gemeinden bestimmte Bedingungen erfüllen:
 Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum müssen einen Dreijahres-Aktionsplan einbringen, der die Schaffung von mindestens einem voraussetzungskonformen Wohnbauprojekt beinhaltet.
 Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum müssen einen Dreijahres-Aktionsplan einbringen,der die Schaffung einer Anzahl an Wohnbauprojekten beinhaltet, die mindestens dem Minimum von 5 % der Gesamtzahl der öffentlichen oder geförderten Wohnungen entspricht, die die Gemeinde zur Erreichung der von der Region der Wallonie festgelegten 10 % Marke realisieren muss.
Die Mindestanzahl der von den Gemeinden im Aktionsplan beantragten Wohnungen, um Mittel aus dem Gemeindenfonds in Anspruch nehmen zu können, ist in Anlage 1 dargelegt.
1.4. Aussichten im Bereich Hygiene und Sicherheit
Das Wohnbaugesetzbuch sieht in Artikel 7 folgende vor, dass für jede Zwangsräumung aufgrund eines Unbewohnbarkeitserlasses durch den Bürgermeister ein Umquartierungs-angebot vorgelegt werden muss.
Die Gemeinde und das Sozialamt (CPAS) werden diesbezüglich aufgefordert, eine ausreichende Anzahl an Übergangswohnungen zu schaffen und den öffentlichen Wohnbaugesellschaften SLSP (Sociétés de logement de service public) gemäß Artikel 132 wallonisches Wohnbaugesetzbuch die Bewirtschaftung für einige Wohnungen durch das Sozialamt (CPAS) anzubieten.
2. Die von der Wallonie verfolgten Ziele
Im Rahmen der "Erklärung zur Regionalpolitik" (Déclaration de Politique Régionale) hat die Regierung ihren Wunsch bekräftigt, "den Zugang zu angemessenem, erschwinglichem und nachhaltigem Wohnraum zu garantieren." Nach Konsultation aller Akteure anlässlich der "Workshops Wohnen" wurden die in der Erklärung definierten Ziele in einer Leitnote (note d'orientation) zur Wohnbaupolitik festgehalten, die von der Regierung am 16. Dezember 2010 gebilligt wurde. Diese Note gab auch einen Überblick über die für die Erreichung der gesetzten Ziele noch durchzuführenden verordnungsrechtlichen Anpassungen und Maßnahmen. Auf dieser Grundlage wurde die Reformverordnung des wallonischen Gesetzbuches für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen am 9. Februar 2012 vom wallonischen Parlament verabschiedet und ist am 1. Juli 2012 in Kraft getreten. Eine zweite Änderung des Gesetzbuches wurde am 15.05.2013 vom wallonischen Parlament gebilligt.
Vor diesem Hintergrund führt das in der Anlage angehängte Rundschreiben die von den lokalen Akteuren zur Konkretisierung dieser Ziele durchzuführenden Maßnahmen im Detail auf.
2.1. Mehr Wohnungen mit regulierter Miete auf den Wohnungsmarkt bringen:
Herausforderungen:
Alle Indikatoren zeigen, dass es in der Wallonie einen Mangel an bezahlbarem Wohnraum gibt. Die erklärt sich aus einer steigenden Anzahl an Haushalten in Folge der Verkleinerung der Haushaltsgröße (Zunahme allein erziehender Eltern) und aus der Anzahl an frei stehenden Wohnungen. Im Übrigen ist das Mietangebot in bestimmten Teilen der Region begrenzt, insbesondere was das Mietangebot angeht, das für Haushalte mit geringem Einkommen bezahlbar ist. Das erwartete Bevölkerungswachstum kann zu einem Wohnungsmangel führen, wenn nicht schnell entsprechende Maßnahmen ergriffen werden.
Zielsetzungen:
A) Auf regionaler Ebene:
Um Abhilfe zu schaffen, besteht die Regierungspolitik darauf, die Anzahl an Wohnungen mit regulierter Miete im gesamten Gebiet der Wallonie zu erhöhen. Diese Wohnungen werden öffentliche Wohnungen (SLPS, Städte und Gemeinden), Verbandswohnungen oder private Wohnungen (gefördert oder mietpreisgebunden) sein.
Unter öffentlicher, Verbands- oder privater Wohnung sind zu verstehen:
- Übergangs- oder Eingliederungswohnungen, die als solche geschaffen wurden und belegt sind,
- Wohnungen, die von öffentlichen Wohnbaugesellschaften (SLPS) mit Sitz auf dem Gemeindegebiet betrieben und vermietet werden,
- Sozial- oder Normalwohnungen, die von einer SLSP, einer Stadt oder einer Gemeinde in den letzten 10 Jahren verkauft wurden,
- vermietete Wohnungen, die sich im Eigentum einer Gemeinde, eines Sozialamtes oder eines kommunalen Wirtschaftsbetriebes befinden,
- Wohnungen, die von privaten oder öffentlichen Eigentümern über eine AIS, eine SLSP oder eine Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht (Association sans but lucratif, ASBL) betrieben werden,
- Wohnungen die vom Wohnungsfonds für kinderreiche Familien (Fonds du Logement de la Wallonie, FLW) betrieben werden,
- Wohnungen, die vom Office Central d’Action Sociale et Culturelle des Verteidigungsministeriums (amtliche belgische Beschaffungsstelle OCASC),
- Neu: Wohnungen, die im Rahmen von "Community Land Trusts" 
 und Wohnungen für Betreutes Wohnen, sozial oder nicht, unter der Bedingung, dass sie von einem gesetzlich anerkannten Betreiber verwaltet werden.
In diese Liste nicht aufgenommen werden können: Zimmer in Alters- und Pflegeheimen (Maisons de repos et de soins, MR-MRS).
B) Auf lokaler Ebene:
Jede Gemeinde muss ein Ziel von 10 % öffentlicher Wohnungen auf ihrem Gemeindegebiet anstreben
, ganz gleich, ob geförderte oder mietpreisgebundene Wohnungen.
1) Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlicher, geförderter oder mietpreisgebundener Wohnungen: Die Gemeinden müssen ein Programm einreichen, das auf eine schrittweise Aufholung dieses Rückstands abzielt.
2) Gemeinden mit mehr als 5 % öffentlicher, geförderter oder mietpreisgebundener Wohnungen: Diese Gemeinden werden animiert, Kooperationsprojekte anzubahnen:
- zwei bis drei aneinandergrenzende Gemeinden mit 5 bis 10 % öffentlicher, geförderter oder mietpreisgebundener Wohnungen können ein Projekt (für zwei Gemeinden) oder zwei Projekte (für drei Gemeinden) einreichen, um die Mittel für Großprojekte zu bündeln und somit sowohl Skaleneffekte zu erzielen als auch die städtebauliche Wirkungskraft bestimmter Projekte zu erhöhen. Das Projekt kann bis zu 100 % des für diese Gemeinden reservierten Wohnungskontingents ausmachen. Das Ziel ist, Mittel an einem Ort zu konzentrieren, um zum Beispiel den Impact eines Projektes auf die bestehende Bebauung zu erhöhen und ein Viertel schneller zu revitalisieren, etc.
- eine Gemeinde mit weniger als 5 % öffentlicher, geförderter oder mietpreis-gebundener Wohnungen kann mit einer angrenzenden Gemeinde, die über mehr als 10 % öffentlicher oder geförderter Wohnungen verfügt, eine Partnerschaft eingehen, um auf ihrem eigenen Gemeindegebiet das Wohnungskontingent zu nutzen, das für die Gemeinde mit den bereits erreichten 10 % reserviert ist. Mit einer solchen Partnerschaft kann die betreffende Gemeinde die 10 % schneller erreichen. Die Zusammenarbeit kann zum Beispiel einen Austausch von Serviceleistungen, Zugangsmöglichkeiten zu Infrastruktureinrichtungen, etc.
- Diese Wohnungen werden vom Gemeindenfonds Fonds für die Gemeinde verbucht, in der sie errichtet werden.
3) Gemeinden mit mehr als 10 % öffentlicher Wohnungen: Diese Gemeinden können auf ihrem Gebiet weiterhin öffentliche oder geförderte Wohnungen errichten.
Kommunale Handlungsmöglichkeiten:
Errichtung von neuen Mietwohnungen durch die Gemeinde, das Sozialamt oder die öffentlichen Wohnbaugesellschaften,
Sanierung von Gebäuden für Mietwohnungen durch den Wohnungsfonds für kinderreiche Familien der Wallonie (Fonds du Logement des Famillles nombreuses de Wallonie, FLW),
Realisierung von Eingliederungs- oder Übergangswohnungen (Neubau oder Sanierung) durch die gesetzlich anerkannten Betreiber,
Betrieb von Mietwohnungen durch die sozialen Wohnungsvermittler oder die SLSP,
Erwerb von Grundstücken zwecks Errichtung von von Wohnungen im Rahmen eines Community Land Trusts.
Zum Verkauf bestimmte Bauprojekte der SLSP.
2.2. Neue Projekte sinnvoll auswählen und sowohl architektonisch als auch städtebaulich qualitativ hochwertige Wohnungen schaffen:
Herausforderungen:
Die für die Einwohner bestimmte Wohnbaupolitik muss alle Aspekte der Wohnverhältnisse berücksichtigen. Es geht nicht nur darum, "untergebracht zu sein", sondern gut "zu wohnen". Wohnen bedeutet, dass die Person ihre Bedürfnisse von ihrer Wohnung aus leicht befriedigen kann: Zugang zu Dienstleistungen und Geschäften ebenso wie zu sozialen und kulturellen Aktivitäten, Fahrt zur Arbeit, Pflege eines sozialen Netzwerks, Teilnahme am Leben vor Ort, ... Dies setzt voraus, dass die Wohnungen in oder in der Nähe von Stadt- oder Dorfzentren liegen, um Mobilitätsprobleme, die bei finanziellen Problemen noch stärker hervortreten, zu vermeiden.
Zielsetzungen:
Neu geschaffene Wohnungen müssen in oder in der Nähe von Stadt- oder Ortsnetz-zentren mit Geschäften des täglichen Bedarfs, Gemeinschaftseinrichtungen und Service-angeboten liegen. Diese Orte werden vom öffentlichen Nahverkehr bedient. 
Die Qualität der öffentlichen und gemeinschaftlichen Flächen hat Vorrang vor der Zahl der zu schaffenden Verkehrswege. Eine Berufung auf die Schaffung neuer Verkehrswege ist nur beschränkt möglich. 
Renovierungs- und Sanierungsprojekte von zweckdienlich gelegenen Gebäuden oder Standorten haben Vorrang.
Die architektonische Qualität der Wohnungen muss die Aufnahme von Haushalten unterschiedlichster Schichten und Kulturen ermöglichen und darüber hinaus ein gutes Erscheinungsbild der öffentlichen Wohnung gewährleisten, um jegliche Stigmatisierung der Bewohner zu vermeiden. Diese Strategie erleichtert die Durchmischung innerhalb des Wohnungsbestandes. 
Auch die geplante Energieeffizienz ist ein Kriterium, dem die Regierung große Bedeutung beimisst.
Handlungsmöglichkeiten:
Die Société Wallonne du Logement informiert die Gemeinden über Grundstücke, in der Nähe von Stadt- oder Dorfzentren, die sich in ihrem Eigentum befinden. Diese Grund-stücke können von Betreibern im Rahmen der regionalen Verankerung verwertet werden. 
Projekte an bereits erschlossenen Verkehrswegen und in der Nähe von Stadt- oder Dorfzentren haben Vorrang.
2.3. Grundstücks- und Immobilienreserven mobilisieren:
Die Herausforderungen:
Der Kampf gegen leer stehende Wohngebäude hat in der Wallonie oberste Priorität. Die öffentliche Hand muss hier mit gutem Beispiel vorangehen. Im Übrigen ist auch der Preis für das Grundstück im Rahmen einer öffentlichen Wohnbaumaßnahme von großer Bedeutung. Schließlich handelt es sich bei Grundstücken um eine nicht erneuerbare Ressource, weshalb es geboten ist, dieses in öffentlicher Hand zu halten.
Zielsetzungen:
Die Sanierung von Immobilien, die seit langer Zeit im Eigentum des Betreibers sind oder vor Kurzem von der Gemeinde, dem Sozialamt oder dem Betreiber erworben wurden um sie der Vermietung zuzuführen, hat Vorrang vor allen Neubauprojekten. Bei Neubauprojekten haben Projekte auf Grundstücken, die von der Gemeinde, dem CPAS oder der SWL im Rahmen eines Rechtes, auf fremden Grund zu bauen (droit de superficie) oder eines Erbpachtvertrages abgetreten oder zur Verfügung gestellt wurden, Vorrang. Vorrang haben Projekte vom Typ Community Land Trust, die von bestimmten gesetzlich anerkannten Betreibern getragen werden.
Handlungsmöglichkeiten:
Sind im Rahmen der Finanzierungserlasse für die Schaffung von öffentlichen Neubaumietwohnungen vorgesehen.
2.4. Eine soziale und funktionale Durchmischung sicherstellen:
Die Herausforderungen:
Der soziale Zusammenhalt und die Vitalität eines Stadtviertels werden gestärkt, wenn verschiedene Aktivitäten (Wohnen, Handel, kulturelle und soziale Aktivitäten, Service-angebote, Arbeitsstätten, ...) nah beieinander liegen und eine echte Durchmischung der Bevölkerung stattfindet. 
Mit dieser Frage stehen nicht nur die Lebensqualität, sondern auch das wirtschaftliche Gleichgewicht der öffentlichen Akteure auf dem Spiel.
Zielsetzungen:
Mit der Planung von Wohnbauprojekten wird eine soziale Durchmischung angestrebt. Es werden vielfältige Wohnungstypen (Zimmeranzahl, Übergang, Eingliederung, Miete, Eigentum, ...) und eine hohe Qualität der Ausstattung der öffentlichen Bereiche und der Gebäudearchitektur angestrebt.
Die funktionale Durchmischung kann von den öffentlichen Wohnbaugesellschaften getragen werden, die als öffentliche Projektentwickler auftreten und Gebäude errichten können, die ganz oder teilweise für andere Aktivitäten als Wohnen bestimmt sein können.
Handlungsmöglichkeiten:
Gemäß Artikel 131, 8 bis des Wallonischen Gesetzbuches für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen können die SLPS den anderen öffentlichen Akteuren im Rahmen der geltenden Vorschriften für öffentliche Aufträge Projektierungs-, Montage- und Projekt-management für Immobilienprojekte anbieten.
2.5. Wohnungsgrößen anbieten, die an die Bedürfnisse der Bevölkerung angepasst sind:
Die Herausforderungen:
Der Großteil des öffentlichen Immobilienbestands besteht derzeit aus 3-Zimmer-Wohnungen. Viele Familien mit Kindern finden aufgrund eines unzureichenden Angebotes an den benötigten Wohnungsgrößen oftmals keine geeignete öffentliche Wohnung. 
Die Regierung hat daher beschlossen, die Anzahl großer Sozialwohnungen (vier Zimmer und mehr) angesichts der Zunahme an Haushalten mit nur einem Elternteil und Patchwork-Familien zu erhöhen, damit die Kinder bei beiden Elternteilen ein Zimmer haben. Im Übrigen wird ein Mangel an 2-Zimmer-Wohnungen festgestellt, insbesondere für junge Paare mit einem oder zwei kleinen Kindern und für Senioren-Haushalte, die in Zukunft Anspruch auf eine 2-Zimmer-Wohnung haben.
Zielsetzungen:
Mindestens 20 % der Neubauwohnungen müssen 4 Zimmer oder mehr aufweisen und mindestens 30 % der Sozialwohnungen müssen 2 Zimmer aufweisen, um Wohnungs-wechsel innerhalb des Wohnungsbestandes langfristig zu erleichtern. Dieser Prozentsatz wird bei der Gesamtplanung geprüft. Projekte, die 2- oder 4-Zimmer-Wohnungen ausweisen, werden vorrangig berücksichtigt.
Darüber hinaus werden Projekte mit modularen Wohnungsgrößen vorrangig berücksichtigt. Modulare Wohnungen sind dazu gedacht, je nach Änderung in der Zusammensetzung eines Haushalts angepasst werden zu können, ohne dass Ausstattungsänderungen oder ohne dass größere Umbauten erforderlich werden. Mit der Planung von Zimmern, die durch verschiedene Haushalte eines kleinen Wohngebäudes nutzbar sind, oder dem Setzen oder Durchbrechen einer Trennwand, mit dem zum Beispiel aus einem Zimmer zwei oder aus zwei ursprünglich getrennten Räumen einer gemacht werden kann, ergeben sich verschiedene Lösungsmöglichkeiten.
Handlungsmöglichkeiten:
Die Finanzierungserlasse werden entsprechend angepasst, um diese Wohnungs-typologien zu berücksichtigen.
2.6. Wohnungen schaffen, die alters- und behindertengerecht ausgestattet werden können:
Die Herausforderungen:
Die zunehmende Alterung der Bevölkerung schafft neue Bedürfnisse in Sachen Funktionalität des Lebensraums. Weniger als ein Prozent der öffentlichen Wohnungen sind geeignet oder können bei behinderungs- oder altersbedingten Mobilitäts-einschränkungen entsprechend ausgestattet werden. Der öffentliche Wohnungsbestand muss sich weiterentwickeln und diese Bedürfnisse berücksichtigen, insbesondere in Bezug auf die Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderung.
Zielsetzungen:
Ein Anteil von mehr als 30 % der Neubauwohnungen muss je nach Behinderung oder Mobilitätseinschränkung entsprechend ausgestattet werden können (entsprechend ausgestattete Wohnungen und Tagespflegewohnungen (Aide à la vie journalière AJV) werden in diesen Prozentsatz mit einbezogen). Eine Wohnung, die entsprechend ausgestattet werden kann, ist eine "barrierefreie Wohnung" (die für alle leicht zugänglich ist, auch für Personen mit Mobilitätseinschränkung, siehe auch nachfolgend das Wallonische Gesetzbuch über Raumordnung, Städtebau, Erbe und Energie (Code Wallon de l'Aménagement du Territoire, de l'Urbanisme, du Patrimoine et de l'Énergie, CWATUPE)), die relativ leicht in eine Wohnung umgewandelt werden kann, die den spezifischen Bedürfnissen einer Person mit Mobilitätseinschränkungen gerecht wird, so dass sich diese darin frei bewegen und alle Funktionen der Wohnung selbständig nutzen kann. 
Mindestens die Hälfte dieser Wohnungen sollen zwei Zimmer umfassen. 
Bei der Auswahl der Projekte mit Finanzierungsbedarf haben Mehrgenerationenprojekte im Rahmen der kommunalen Verankerung Vorrang, da sie sowohl den Wunsch der sozialen Durchmischung als auch den Wunsch der Begegnung von Alt und Jung erfüllen.
Handlungsmöglichkeiten:
Die Finanzierungserlasse sehen eine zusätzliche Förderung vor, um Mehrkosten für entsprechende Wohnungsausstattungen abzudecken. 
Eine Verordnung der Wallonischen Regierung, die am 28. Februar 2013 in erster Lesung verabschiedet wurde, legt die technischen Rahmenbedingungen fest, die die betreffenden Wohnungen erfüllen müssen.
Zur Planung der Wohnungen kann der "Leitfaden zur Planung von barrierefreien Wohnungen" (Guide d'aide à la conception d'un logement adaptable) herangezogen werden. Er steht auf folgender Website zum Download bereit: 
http://www.cstc.be/homepage/download.cfm?dtype=publ&doc=Guide_logement_adaptable.pdf&lang=fr
Zur Erinnerung: Die Artikel 414 folgende des Wallonischen Gesetzbuchs über Raumordnung, Städtebau, Erbe und Energie (Code Wallon de l'Aménagement du Territoire, de l'Urbanisme, du Patrimoine et de l'Énergie, CWATUPE) sehen die Verpflichtung der "Barrierefreiheit" von Wohnungsgebäuden vor, das heißt die Zugangsmöglichkeit für Personen mit Mobilitätseinschränkung, und definieren die sich daraus ergebenden technischen Standards. Folglich müssen die Erdgeschosse von Mehrfamilienhäusern aufgrund ihrer Barrierefreiheit für "barrierefreie Wohnungen" vorgesehen werden, sofern die Erdgeschosse nicht für andere Nutzungen als Wohnen bestimmt sind.
2.7. Ein Angebot an Übergangs- und Eingliederungswohnungen vorhalten:
Die Herausforderungen:
Die Gemeinden müssen regelmäßig die Folgen folgenschwerer Notsituationen verkraften, insbesondere bei Katastrophen wie Überschwemmungen oder Gebäudeeinstürzen, oder existenzgefährdenden Unwägbarkeiten von Haushalten.
Überdies können die Gemeinden insbesondere über diese Art von Wohnungen der Verpflichtung der Umquartierung von Personen nachkommen, die ihre Unterkunft nach einer Unbewohnbarkeitsverfügung auf der Grundlage des Wallonischen Gesetzbuches über Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen (CWL) oder eines Nutzungsverbotes nach Entzug der Mieterlaubnis räumen mussten.
Diese Übergangs- und Eingliederungswohnungen bieten für diese verschiedenen Situationen geeignete Lösungen, sind aber ungleich über das Gebiet der Region Wallonie verteilt, so dass manchen Gemeinden entsprechende Handlungsmöglichkeiten versagt sind.
Zielsetzungen:
Die Anzahl der Übergangswohnungen wird erhöht, um 1 Übergangswohnung pro 5.000 Einwohner zu erreichen (das Verhältnis ist derzeit 1 zu 10.000), mit einem Minimum von 2 Wohnungen pro Gemeinde. Alle Gemeinden werden aufgefordert, diesen Schwellenwert bis zum 31. Dezember 2016 zu erreichen. Andernfalls ist ab 2017 eine jährliche Strafzahlung in Höhe von 10.000 € pro fehlender Wohnung vorgesehen.
Handlungsmöglichkeiten:
- Gesonderte Finanzierung für Übergangs- und Eingliederungswohnungen.
- Diese Wohnungen können durch die Sanierung bestehender Gebäude oder durch die Errichtung von Neubauwohnungen geschaffen werden.
2.8. Den Anteil der Nebenkosten senken:
Die Herausforderungen:
Der Anteil der Nebenkosten an den Wohnkosten der Haushalte steigt schneller als deren Einkünfte: Nicht zu heizen ist eine schwere Entscheidung, die manche Mieter jedoch treffen müssen, um mit den Kosten für Lebensmittel, Gesundheit, Strom ... zurecht zu kommen. Im Übrigen sieht die Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik (DPR) einen "Niedrigenergiestandard" für Neubauten ab 2014 und einen "Passivhausstandard" für Neubauten ab 2017 vor. Die Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik sieht die Anwendung des "Niedrigenergiestandards" für öffentliche Gebäude, um mit gutem Beispiel voranzugehen, ab 2012 vor. 
Zielsetzungen:
Die Produktion von Neubauwohnungen im Rahmen der kommunalen Verankerung 2014-2016 muss ein Energieeffizienzniveau erreichen, das die Ziele und den Zeitplan der Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik erfüllt (Niedrigenergiestandard insbesondere mit einem K-35 und einem EW von maximal 60). 
Die von den Wohnbaugesellschaften vermieteten Wohnungen müssen verpflichtend über ein Heizungssystem verfügen. Dieses System wird an die Energieeffizienzleistungen des Gebäudes angepasst (ein Niedrig- oder Passivenergiehaus benötigt fast keine zusätzliche Wärmezufuhr, was bei der Wahl des Heizungssystems berücksichtigt wird). Die technischen Modalitäten werden in den Erlassen der Wallonischen Regierung in Bezug auf die Finanzierung zur Schaffung von Sozial-, Übergangs- und Eingliederungs-wohnungen vom 23. März 2012 näher ausgeführt. In diesen Erlassen ist eine zusätzliche Förderung vorgesehen, um die Betreiber zu motivieren, "Passiv- oder gleichwertige Neubauwohnungen" anzubieten, um sich bereits heute auf die nächste Stufe der gesetzlichen Regelung vorzubereiten, die 2017 in Kraft tritt.
Handlungsmöglichkeiten:
Die für den Neubau vorgesehenen Förderungen berücksichtigen die Kosten für eine bessere Isolierung 
Die Betreiber werden ermutigt, Pilotprojekte für Passivhaus- oder gleichwertige oder Plusenergiehäuser zu entwickeln, für die eine bezifferte Bewertung und eine Bewertung über die Annahme des Wohnraumes durch die Bewohner durchgeführt wird, um die von der Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik (DPR) bis 2017 (über die Bündnisse für Arbeit und Umwelt definiert) und von Europa bis 2020 gewollte Generalisierung vorzubereiten. Die Finanzierungserlasse sehen zusätzliche Mittel vor, um die Mehrkosten für diese Art von Projekten zu decken.
3. Bandbreite der Maßnahmen
Die Bedarfsvielfalt der Bevölkerung setzt auch eine entsprechende Vielfalt der von der öffentlichen Hand gemachten Angebote voraus. Zur Erfüllung der lokalen und regionalen Ziele können verschiedene Wohnungstypen geplant werden.
3.1. Neubau- und Sanierungs-Kaufprojekte
a) Sozialwohnungen:
Die Gemeinden, die auf ihrem Gebiet nicht über 10 % öffentliche oder geförderte Wohnungen verfügen, müssen in ihrem Aktionsplan vorrangig die Schaffung von Sozialmietwohnungen anbieten.
Gemäß Artikel 29 des Wallonischen Wohnbaugesetzbuches können Gemeinden, CPAS und kommunale Wirtschaftsbetriebe Sozialmietwohnungen schaffen. Als Eigentümer dieser Wohnungen übertragen Sie die Verwaltung der öffentlichen Wohnbaugesellschaft (SLSP) in ihrem Hoheitsgebiet.
Die öffentlichen Wohnbaugesellschaften im Rahmen von Projekten zur Schaffung von Sozialmietwohnungen auch zum Verkauf bestimmte Wohnungen vorsehen, um eine entsprechende Durchmischung innerhalb der Maßnahme zu erzielen. Diese Maßnahmen können im Übrigen von anderen, nicht geförderten Bauvorhaben (Handel, Dienst-leistungen, ...) komplettiert werden.
b) Gleichgestellte Sozialwohnungen:
Der Wohnungsfonds FLW erwirbt und renoviert in Zusammenarbeit mit den Gemeinden im Rahmen eines "Miethilfe-Programms" (régime aide locative) Wohnungen für kinderreiche Familien. Diese Wohnungen fließen in den Bestand an öffentlichen und geförderten Wohnungen ein.
c) Übergangswohnungen:
Die Übergangswohnungen sind für eine Belegungsdauer von sechs Monaten bestimmt (verlängerbar) und bieten eine Lösung für Situationen, in denen eine schnelle Umquartierung erforderlich ist. 
Die Zurverfügungstellung einer Übergangswohnung geht mit einer Betreuung der Bewohner einher, um den Umzug in eine dauerhafte Wohnung zu unterstützen. 
Auch wenn Sanierungsmaßnahmen bevorzugt gefördert werden, ist der Neubau von Übergangswohnungen ab sofort möglich.
Die Förderung für diese Art von Wohnung liegt bei 100 % und deckt, gemäß dem Beispiel der Anpassung des "Miethilfe-Programms" für Wohnungen folgend, die von den sozialen Wohnungsvermittlungen oder Wohnungsförderungsverbänden bewirtschaftet werden, künftig Maßnahmen für die Verbesserung der Energieeffizienz des Gebäudes ab.
Neben den Gemeinden, den Sozialämtern (Centres sociaux d'action sociale, CPAS) und den öffentlichen Wohnbaugesellschaften (SLSP) wird daran erinnert, dass Vereinigungen ohne Gewinnerzielungsabsicht (Associations sans but lucratif, ASBL) vom Gesetz und vom Erlass über die Förderung von Übergangswohnungen als Betreiber anerkannt sind. Diese Vereinigungen haben das Merkmal, den Personen, die sie mit Hilfe der Region aufnehmen, eine gezielte Sozialbetreuung zukommen zu lassen. 
Diese Betreiber müssen zum Konzertationsmeeting und zur Ausarbeitung der "Projektdatenblätter" hinzugezogen werden.
d) Eingliederungswohnungen:
Diese Art von Wohnungen mit einer Belegungsdauer von drei Jahren (verlängerbar) bietet eine Lösung für die Bedürfnisse von Mieterhaushalten, die im Hinblick auf eine Verbesserung ihrer Lebenssituation und Wiedereingliederung in die Gesellschaft sozial betreut werden.
Neben den Gemeinden, den Sozialämtern (Centres sociaux d'action sociale, CPAS) und den öffentlichen Wohnbaugesellschaften (SLSP) wird daran erinnert, dass Vereinigungen ohne Gewinnerzielungsabsicht (Associations sans but lucratif, ASBL) vom Gesetz und vom Erlass über die Förderung von Eingliederungswohnungen als Betreiber anerkannt sind. Diese Vereinigungen haben das Merkmal, den Personen, die sie mit Hilfe der Region aufnehmen, eine gezielte Sozialbetreuung zukommen zu lassen. 
Diese Betreiber müssen zum Konzertationsmeeting und zur Ausarbeitung der "Projektdatenblätter" hinzugezogen werden.
3.2. Bewirtschaftung von Wohnungen aus dem Bestand privater Eigentümer:
Die Region möchte Wohnungsbestände privater Eigentümer durch Übernahme der Bewirtschaftung durch die AIS oder APL mobilisieren und diesen Akteuren Fördermittel oder rückzahlbare Vorschüsse für Sanierungsarbeiten in diesen Beständen vor der Vermietung zur Verfügung stellen. Die öffentlichen Wohnbaugesellschaften können jetzt auch private Wohnungen übernehmen und hierfür dieselben Hilfen in Anspruch nehmen. Diese Politik wurde auch auf alle Wohngebäude ausgeweitet, statt nur für Wohnungen, die seit mindestens einem Jahr leer stehen.
Diese Politik bietet die Möglichkeit, auf die Nachfrage zu reagieren und vertragliche Mieten auszuhandeln, die unter den Marktmieten liegen.
Dem privaten Eigentümer, der Wohnraum zur Verfügung stellt, werden verschiedene Vorteile angeboten:
- Die Befreiung vom Immobilien-Vorsteuerabzug.
- Die Sicherheit regelmäßiger Mietzahlungen.
- Die Sicherheit der Instandhaltung der gemieteten Immobilien.
- Die Befreiung von der Gemeindesteuer auf leer stehende Gebäude.
Darüber hinaus gibt es für große Wohnungen die Möglichkeit des Mietzuschusses, die ab dem 1. Januar 2014 für alle neu bewirtschafteten Wohnungen Anwendung findet. Diese Wohnungen werden während der gesamten Zeit der Bewirtschaftung auf den Bestand der 10 % an öffentlichen, geförderten oder mietpreisgebundenen Wohnungen angerechnet.
Im Haushalt 2014 sind Kredite vorgesehen für:
- die Durchführung von Renovierungsarbeiten durch die AIS, die APL oder die SLSP,
- die Gewährung von Wohngeldzuschüssen für Wohnungen der AIS oder der APL ("Allocation - Aide à la Location") sowie der SLSP.
Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichen Wohnungen sind verpflichtet, von einem Betreiber ihrer Wahl mindestens eine Wohnung pro Jahr zur Bewirtschaftung übernehmen zu lassen. Andernfalls ist ab 2015 eine jährliche Strafzahlung in Höhe von 10.000 € pro fehlender Wohnung vorgesehen.
3.3. Die Sonderprojekte:
Sonderprojekte betreffen gezielte Bevölkerungsgruppen, die einen besonderen Wohnungstyp benötigen. Angesichts ihrer Besonderheit können manche dieser Projekte Abweichungen bei den Zuteilungsregeln gemäß Artikel __ AGW vom 6. September 2007 begründen. Als Inspiration können Projekte dienen, die im Rahmen von Projektausschreibungen für nachhaltiges Wohnen (2010 und 2011) berücksichtigt wurden.
a) Mehrgenerationenwohnungen:
Es wird die Schaffung von Mehrgenerationen-Bauprojekten unterstützt, die die Möglichkeit der Unterbringung von Einzelpersonen und Familien unterschiedlichen Alters und Einkommens innerhalb ein und desselben Wohngebäudes bieten.
Der generationenübergreifende Charakter des Projekts ist geprägt von:
- der Integration innerhalb eines Stadt- oder Dorfkerns, insbesondere in Sachen Anbindung und Nähe zu den öffentlichen Bereichen,
- der typologischen Vielfalt der Wohnungen,
- des Vorhandenseins eines Gemeinschaftsbereiches und gemeinsamer Außenanlagen,
- einer Mindestzahl von 6 Wohneinheiten.
Was die generationenübergreifenden Projekte angeht, so stehen auf folgenden Websites entsprechende Referenzen zur Verfügung. 
http://www.frw.be/fileadmin/user_upload/frw/publications/CT3_logement_intergeneratio n.pdf
http://www.habitat-groupe.be/wordpress/?cat=19
b) Studentenwohnungen:
Die Schaffung von Wohngebäuden von Studenten kann in die kommunalen Verankerungsprogramme einbezogen werden, sofern die Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage bei Studentenunterkünften durch eine Universitätsstudie dargelegt und die Studienergebnisse von der Regierung gebilligt wurden. Die Analyse von Angebot und Nachfrage zeigt derzeit, dass sich der Bedarf auf die Stadt Ottignies Louvain-La-Neuve konzentriert, die alleine diese Art von Investitionen beantragen kann, für die gesonderte Fördermodalitäten vorgesehen sind.
c) Gemeinschaftswohnungen und Formen von Wohngemeinschaften:
Wohngemeinschaften und Gemeinschaftswohnungen sind Formen des freiwilligen Zusammenwohnens von Personen oder Haushalten, die eine Wohnung oder Wohnungsteile gemeinsam nutzen. Diese Strategie ermöglicht insbesondere Personen, die aus einer Einrichtung kommen oder nicht, und nicht vollkommen isoliert leben möchten, eine Unterkunft zu finden, die ihren Bedürfnissen nach gemeinschaftlichem Leben entspricht. 
Diese Wohnungen werden im Gesetz als "Sammelunterkünfte" (logements collectifs) definiert, das heißt, Wohnungen, in denen mindestens ein Wohnraum und die sanitären Anlagen von mehreren Haushalten genutzt werden. Dem Mieter stehen Privaträume zur Verfügung. Bei der Gestaltung des Gebäudes oder der Renovierung werden Gemeinschaftsräume für gemeinsame Aktivitäten vorgesehen.
d) Wohnungen für Personen mit Mobilitätseinschränkung:
Unabhängig von der Verpflichtung, in den Projekten mindestens 30 % barrierefreie Wohnungen vorzusehen, ist die Schaffung von Wohnungen für Personen mit Mobilitätseinschränkung notwendig, um die Bedürfnisse der betreffenden Bevölkerung zu befriedigen. Die unter dieser Maßgabe geschaffenen Wohnungen sind Haushalten vorbehalten, in denen eines der Haushaltsmitglieder als behinderte Person anerkannt ist.
.
e) Betreutes Wohnen:
Das neue Konzept für soziale Formen betreuten Wohnens geht auf einen Bedarf an entsprechend ausgestatteten und abgesicherten Wohnungen für Personen mit leichtem Autonomieverlust. Die Originalität dieser Partnerschaft besteht darin, das Beste aus den jeweiligen gesetzlichen Regelungen für Sozialwohnungen und Wohnheime miteinander zu verbinden. Derzeit kommen zahlreiche Einrichtungen für betreutes Wohnen auf den Markt, jedoch sind diese für Personen oder Haushalte mit prekärer Einkommenssituation oftmals nicht erreichbar. Das Ziel ist, Personen mit geringen Einkünften den Zugang zu solchen Wohnformen zu ermöglichen.
f) Wohnungskaufprojekte über "Community Land Trust".
Die Gemeinden können Vorschläge für den Kauf oder die Aufwertung von Grundstücken oder Gebäuden zwecks Sanierung oder Errichtung von Wohnungen im Rahmen der Strukturen vom Typ "Community Land Trust" einreichen.
Die Funktionsweise der Community Land Trust basiert auf folgenden allgemeinen Mechanismen:
 Der Trust, gegründet in Form einer juristischen Person (Kooperative, Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht (ASBL), Stiftung), ist und bleibt Eigentümer des Grundbesitzes.
 Es gibt eine Trennung zwischen Grundbesitz und Gebäuden,.wobei die Gebäude den Nutzern gehören, die ein Nutzungsrecht an diesem Grundbesitz erhalten.
 Der Käufer des Nutzungsrechtes verfügt über alle mit dem Eigentum verbundenen Rechte: das Recht, die Sache so lange zu nutzen, wie er es möchte, das Recht, über die Sache zu verfügen (Bsp.: sie umzuwandeln, sie zu verkaufen, sie zu verschenken, etc.).
Er ist jedoch verpflichtet, zwei Bedingungen einzuhalten:
1. Wenn er sein Eigentum verkauft, übt der Trust sein Vorkaufsrecht aus und der Verkäufer erhält nur etwa ein Viertel der Wertsteigerung der Immobilie (Gewinn); der Rest fällt dem Trust zu.
2. Er muss die Immobilie selbst nutzen.
 Die dauerhafte Aufrechterhaltung des Zuschusses innerhalb des Trusts, um die Erschwinglichkeit zu sichern.
 Die Eingangsförderung (Bodenpreis) wird vom Verkaufspreis der Immobilie abgezogen. Ebenso sind etwa 75 % der beim Weiterverkauf der Wohnung erzielten Wertsteigerung für den Trust bestimmt und werden für den Betrieb, den Unterhalt und die Entwicklung des Immobilienvermögens verwendet. Dieser Mechanismus ermöglicht in gewisser Weise, die Förderung durch das Kappen der Wertsteigerung der Immobilie zu aktualisieren.
Das Entscheidungsorgan des Trusts bezieht die Nutzer (die Bewohner) und die öffentliche Hand, für letztere mit 2/3 der Entscheidungsgewalt, mit ein. Die Anwohner werden, wenn es sich um Überlegungen zu den Standorten und um die Entwicklung der Projekte geht, dem Entscheidungsorgan des Trusts beigeordnet. Die Personen, die im Umfeld der Community Land Trusts (CLT) wohnen, haben dort folglich ein spezifisches Interesse in Bezug auf die Nutzung der Bereiche und/oder die moralische Unterstützung. In dieser Eigenschaft werden sie in die Governance des CLT eingebunden.
 Der Trust ist verantwortlich, dass das verwaltete Vermögen für die untersten Einkommensschichten erschwinglich bleibt. Er begleitet die in die Wertschöpfung eingebundenen Haushalte und den Erhalt ihres Vermögenswertes und beobachtet ihre Finanzierungskraft.
 Der Erfolg der CLT beruht auf der Realisierung einer sehr starken Durchmischung der Bürger und Funktionen in denselben Wohnbereichen.
3. Die Durchmischung der Bürger beruht auf zwei wesentlichen Elementen: Dem Zugang zu aufgewerteten Räumlichkeiten durch Abzug des Bodenpreises beim Kauf des Hauses einerseits und die Vielfalt der möglichen Vertragskonstruktionen zwischen dem Bewohner und dem Wohnraum andererseits (Personen, die in denselben Wohnbereichen mieten, in denen andere im alleinigen Eigentum, andere im gemeinschaftlichen Eigentum, noch andere im Rahmen einer Genossenschaft kaufen). Die Durchmischung kommt auch aus der Realisierung eines Wohnungsangebotes, das auf verschiedene Haushaltsprofile eingeht (Senioren, Haushalte mit niedrigen, mittleren und hohen Einkünften, behindertengerechte Wohnungen, Wohnungen für Großfamilien, ...).
4. Die Durchmischung der Funktionen zeigt sich in der Koexistenz von Produktions-bereichen für Unternehmen an denselben Orten, insbesondere von sozialwirtschaftlichen und Serviceunternehmen, von Bereichen zum Wohnen und Bereichen, die für Infra-strukturen bestimmt sind, die dem Gemeinwohl dienen ...
Die SLSP sowie der wallonische Wohnbaufonds (Fonds du Logement Wallon) und die SWCS 8SOCiété Wallonne de Crédit Social) in möglicher Koordination mit den APL sind in der Lage, diese Strukturform zu schaffen. Die Société Wallonne de Crédit Social (SWCS) und der Fonds du Logement Wallon haben den zusätzlichen Auftrag erhalten, potenzielle Käufer für diese Form des Wohnens zu unterstützen.
Die Betreiber können Fördermittel für besondere Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Projektaufbau und Fördermittel für den Erwerb eines Grundstücks oder eines Gebäudes in Anspruch nehmen. Die Betreiber können einen Vorschuss für die Errichtung oder die Sanierung von Wohnungen in Anspruch nehmen.
Bei der Festlegung der Zuteilungsmodalitäten dieser Fördermittel oder Vorschüsse wird klargestellt, dass die Hilfsleistung(en) im Falle der Einstellung der Geschäftstätigkeit des Trusts entsprechend der Anzahl der Betriebsjahre des Projekts zurückzuzahlen sind
.
Im Falle einer Partnerschaft mit einem privaten Betreiber kann dieser aus dieser Maß-nahme keine finanziellen Vorteile ziehen, da die Nutzer (Bewohner) nicht als Betreiber angesehen werden.
g) Bedingte Wohnungseigentumsprojekte:
Die Gemeinden können Vorschläge für den Kauf oder die Aufwertung von Grundstücken oder Gebäuden zwecks Sanierung oder Errichtung von Wohnungen im Rahmen einer Stadtteilsanierung einreichen. Die betreffenden Projekte müssen sich in die von der Regierung anerkannten Eckdaten der städtischen Sanierung oder Revitalisierung oder in Viertel mit öffentlichem Wohnungsbau einfügen, für die eine Diversifizierung der Wohnbedingungen gewünscht wird. Zum Verkauf stehende Wohnungen müssen Ensembles bilden, die vom Mietwohnungsbestand der öffentlichen Wohnungsbau-gesellschaften (Sociétés de logement de service public, SLSP) getrennt sind.
.
Die öffentlichen Wohnbaugesellschaften können einen Vorschuss für die Errichtung oder die Sanierung von Wohnungen in Anspruch nehmen.
h) Plan zur Dauerbesiedelung (Plan habitat permanent, Plan HP):
Die wallonische Regierung hat am 28. April 2011 die Aktualisierung des Planes zur Dauerbesiedelung verabschiedet. Mittels dieses aktualisierten Plans beabsichtigt die wallonische Regierung insbesondere die Einführung einer Politik der freiwilligen Umquartierung von Dauersiedlern in eine angemessene Wohnung, die im Wohngebiet liegt:
Die vom Plan zur Dauerbesiedelung betroffenen Gemeinden oder Gemeinden, auf deren Gebiet Haushalte in Wohnwagen und ähnlichem wohnen, achten darauf:
- die Akteure des Plans zur Dauerbesiedelung mit in die Ausarbeitung des Programms zur kommunalen Verankerung einzubeziehen,
- die Schaffung von Wohnungen im Wohngebiet in Betracht zu ziehen, die sich für die Umquartierung von Dauersiedlern, die dies wünschen, eignen.
Wohnbauprojekte für Dauersiedler machen 2 % des Programms im Rahmen der Auswahl auf, sofern der Zusammenschluss der Begünstigten des Projekts tatsächlich besteht, und dies durch die Einbindung einer Struktur in das Projekt, die die Koordination des partizipativen Prozesses zur Aufgabe hat. Diese Projekte haben im Budget der Sonder-projekte Vorrang.
i) Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP):
Eine ÖPP besteht im Zusammenschluss einer öffentlichen Behörde mit einem privaten Betreiber mit dem Ziel der Planung, der Finanzierung, der Errichtung und möglicherweise des Betriebs eines Gemeinwohlprojektes. Der Zusammenschluss mit einem privaten Partner kann bei der Realisierung von Großprojekten (mit mindestens 20 Wohnungen) oder gemeinschaftlichen Programmen (andere Aktivität als Wohnbau) für die öffentliche Hand von Interesse sein. Dieser Projekttyp wird bei der Errichtung von zum Verkauf bestimmten Wohnungen unterstützt.
3.4. Verkehrswege, Ausstattungen und öffentliche sowie gemeinschaftliche Bereiche
Die Schaffung von Wohnungen muss, je nach lokalem Umfeld, regelmäßig von der Schaffung von Verkehrswegen, öffentlichen Bereichen, Gemeinschaftsräumen und kleinen Infrastrukturen begleitet werden, die den Bewohnern ein qualitativ hochwertiges Lebensumfeld bieten.
a) Schaffung von Verkehrswegen:
Die Fördermittel für Verkehrswege und deren Ausstattung (ohne öffentliche Bereiche wie Plätze, Spielplätze, Grünflächen), die größere Wohnbauensembles bedienen, dürfen einen Höchstbetrag von 15.000 Euro pro Einfamilienhaus und 7.500 Euro pro Wohnung nicht übersteigen.
Anträge für Fördermittel für derartige Verkehrswege werden zusammen mit den Anträgen für die betreffenden Wohnungen eingereicht.
b) Schaffung von öffentlichen Bereichen:
Anträge für Fördermittel für öffentliche Bereiche wie Plätze, Spielplätze, Grünflächen, etc. zwecks Schaffung eines qualitativ hochwertigen Lebensumfeldes für Bewohner von größeren Wohnbauensembles werden zusammen mit den Anträgen für die betreffenden Wohnungen eingereicht.
Die öffentlichen Wohnbaugesellschaften können darüber hinaus Fördermittel für die Finanzierung von kleinen Sportinfrastrukturen auf der Straße in Anspruch nehmen.
b) Schaffung von gemeinschaftlichen Bereichen:
Die Betreiber können Anträge für Fördermittel zur Schaffung von Räumlichkeiten einreichen, die für gemeinschaftliche Aktivitäten innerhalb der öffentlichen Wohnbau-ensembles bestimmt sind.
Auch Gemeinschaftsgärtner können eine Bezuschussung für die Schaffung ihres Gemeinschaftsgartens in Anspruch nehmen.
d) Ausstattung von Flächen für die Aufnahme von fahrendem Volk
Für die Ausstattung von Flächen für die Aufnahme von fahrendem Volk stehen regionale Hilfen zur Verfügung.
Die departementsübergreifende Direktion für sozialen Zusammenhalt in der Wallonie (Direction Interdépartementale de la Cohésion Sociale du Service Public de Wallonie) steht den Gemeinden zu diesem Thema gerne beratend zur Seite.

4. Die Finanzierung
Die Tätigkeit der vom Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen anerkannten Immobilienbetreiber erfährt von der Wallonie eine sehr starke finanzielle Unterstützung.
Die Aufteilung der im Haushalt der Region vorgesehenen Kredite erfolgt unter Berück-sichtigung der Bevölkerungs- und Wohnraumcharakteristika der Gemeinden sowie der Typologie der in Punkt 3 definierten Maßnahmen.
Das von der Region Wallonie für das Programm der kommunalen Verankerung 2014-2016 zugeteilte Budget gliedert sich in drei Teile:
Erster Teil:
Der erste Teil in Höhe von 65 % des Regionalbudgets für Verankerung wird aufgeteilt. Die Aufteilung basiert
einerseits auf:
- 3 % der Gesamtzahl der öffentlichen oder geförderten Wohnungen, die die Gemeinde realisieren muss, um das von der Region Wallonie verfolgte Ziel von 10 % zu erreichen, wenn die Gemeinde über weniger als 5 % öffentliche oder geförderte Wohnungen verfügt;
- 2 % der Gesamtzahl der öffentlichen oder geförderten Wohnungen, die die Gemeinde realisieren muss, um das von der Region Wallonie verfolgte Ziel von 10 % zu erreichen, wenn die Gemeinde zwischen 5 und 10% öffentliche oder geförderte Wohnungen verfügt;
 andererseits auf zwei Kriterien, nämlich der Anzahl der Mietwohnungsbewerber, die eine Sozialwohnung beantragen und im Gemeindegebiet wohnen, und der synthetische Index des sozialen Zusammenhaltes. Gemeinden mit mehr im Gemeindegebiet wohnenden Mietwohnungsbewerbern als bestehenden öffentlichen oder geförderten Wohnungen bekommen eine zusätzliche Wohnung; Gemeinden mit einem positiven Index für sozialen Zusammenhalt bekommen 1 oder 2 zusätzliche Wohnungen, je nach dem, ob ihr Index unter oder über 10 % liegt.
Der Umfang des "Ziehungsrechtes" wird in der Anzahl der Wohnungen ausgedrückt. Dieser Umfang ist informatorisch, stellt jedoch den Mindestumfang dar, den die Gemeinde in Anspruch nehmen kann, sofern die vorgeschlagenen Projekte den Vorschriften des vorliegenden Rundschreibens genügen und die Bewertung des Fortschritts der im Rahmen der Verankerungen 2007-2013 genehmigten Projekte zufriedenstellend ist. Das Formular zur Einreichung von Projekten umfasst die notwendigen Fragen, anhand derer diese Bewertung vorgenommen wird. Die Bewertung kann als mögliche Folge eine Reduzierung des Ziehungsrechtes für das Verankerungsprogramm 2014-2016 nach sich ziehen. Gemeinden mit einer Realisierungsrate, die die Erwartungen unterschreitet, haben jedoch die Möglichkeit, von einer Berufungskammer gehört zu werden und die Gründe darzulegen, die zu dieser Untererfüllung geführt haben. Zu diesem Termin kann sich die Gemeinde von den betreffenden Betreibern begleiten lassen
.
Die Gemeinde kann die Anzahl der bewilligten Wohnungen auf die Bereiche Neubau, Kauf und Sanierung verteilen.
Gegebenenfalls kann die Regierung den in diesem Teil nicht bewilligten Betrag auf Projekte im zweiten oder dritten Teil aufteilen.
Zweiter Teil:
Der zweite Teil in Höhe von 25 % des Regionalbudgets für Verankerung wird Projekten zugeteilt, die von Gemeinden eingereicht werden, die über mehr als 10 % öffentlichen oder geförderten Wohnraum verfügen, je nach ihrer Bedeutung im Verhältnis zu den Zielen der Regionalpolitik. Dabei handelt es sich beispielsweise um Projekte, die Synergien mit anderen Bauvorhaben und mögliche positive Folgewirkungen auf den privaten Wohnungssektor generieren.
Die Auswahlkriterien für diese Projekte sind folgende:
- Entwicklungsmaßnahmen, denen in den betroffenen Stadtvierteln oder Dörfern im Rahmen städtischer Sanierungsprogramme, städtischer oder ländlicher Revitalisierungsvorhaben, kommunaler Programme der ländlichen Entwicklung oder der Gestaltung von leer stehenden Wirtschaftsstandorten eine Multiplikatorfunktion zukommt.
- Entwicklungsmaßnahmen, die durch die Schaffung oder Sanierung einer großen Zahl von Wohnungen auf eine Belebung verkommener Stadtviertel oder eine Verdichtung bestehender Stadtviertel abzielen.
- Große Entwicklungsmaßnahmen mit der Schaffung einer großen Anzahl von Wohnungen, deren Realisierung eine begrenzte Anzahl an Bauabschnitten erforderlich macht.
Gegebenenfalls kann die Regierung den in diesem Teil nicht bewilligten Betrag auf Projekte im 1. oder 3. Teil aufteilen.
Dritter Teil:
Der dritte Teil in Höhe von 10 % des Regionalbudgets für Verankerung wird Projekten zugeteilt, die von der Regierung als Sonderprojekte im Rahmen der regionalen Ziele zum Wohnungsbau vorgemerkt sind. Es handelt sich hier um Projekte für besondere Zielgruppen (Dauersiedler, Studenten, Senioren, ...) oder innovative Projekte (Strukturen vom Typ Community Land Trust, Nullenergiehäuser, ...).
Gegebenenfalls kann die Regierung den in diesem Teil nicht bewilligten Betrag auf Projekte im ersten oder zweiten Teil aufteilen.
5. Das Prozedere
5.1. Der Ministerialerlass zur Durchführung der Verordnung der wallonischen Regierung (AGW) vom 19. Juli 2001 in Bezug auf das kommunale Aktionsprogramm zum Wohnungsbau verfügt über die Ausarbeitung und Präsentation des Aktionsprogramms. Er wird an das vorliegende Rundschreiben angehängt.
Im Anhang zu diesem Erlass befindet sich ein auszufüllendes Formular, das auf der Website der Direction générale opérationnelle 4, Aménagement du Territoire, Logement, Patrimoine et Energie, unter folgender URL heruntergeladen kann: 
http://dgo4.spw.wallonie.be/dgatlp/dgatlp/default.asp
5.2. Das Dreijahresprogramm:
In Artikel 188, § 1 des Gesetzbuches wird definiert, dass jede Gemeinde auf der Grundlage ihrer Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik und unter Einhaltung der strategischen Ausrichtungen der Region einen Dreijahres-Aktionsplan für den Wohnungs-bau erarbeitet. Dieser Aktionsplan benennt Jahr für Jahr jede Bau- und/oder Sanierungsmaßnahme, den oder die Bauherr(en), die beteiligten Unternehmen, die Realisierungsfristen, die Anzahl und die Art der hergestellten Wohnungen, die Finanzierungsweisen und die benötigten Mittel, um die definierten Ziele zu erreichen. Das vorliegende Rundschreiben zielt auf die Projekte ab, die im Zeitraum 2014-2016 begonnen werden.
5.3. Konzertation zwischen den Akteuren:
In Artikel 187, § 3 des Gesetzbuches ist angegeben, dass der Bürgermeister mindestens ein Mal pro Jahr mit den Vertretern des Gemeinderates, des Sozialamtes, aller Wohnbaugesellschaften, die in der Gemeinde aktiv sind, und aller Institutionen, die an der lokalen Wohnbaupolitik mitwirken, ein Konzertationstreffen durchführt. Es versteht sich von selbst, dass eine höhere Frequenz im Allgemeinen notwendig ist, damit die Konzertation eine gute Koordination zwischen den Akteuren ermöglicht.
Im Übrigen legt Artikel 188, § 1 des Gesetzbuches fest, dass der Aktionsplan in Abstimmung mit der Region, der Provinz, dem Sozialamt, den öffentlichen Wohnbaugesellschaften auf dem Gemeindegebiet, dem Wohnungsfonds für kinderreiche Familien der Wallonie und allen Institutionen im sozialen Bereich ausgearbeitet wird, die an der kommunalen Wohnbaupolitik mitwirken.
Das Ziel dieses Treffens ist die Festlegung der erforderlichen Maßnahmen, um die verfügbaren Wohnungstypen auf dem Gemeindegebiet zu diversifizieren, um Sozialwohnungen, gleichgestellte Sozialwohnungen, Eingliederungs- und Übergangs-wohnungen zu schaffen und um gegen den Leerstand und die Gesundheitsschädlichkeit von Wohnraum zu kämpfen.
Dieses Treffen behandelt, in punkto Übergangswohnungen, insbesondere die Modalitäten einer partnerschaftlichen Politik aller betreffenden sozialen Eingliederungsdienste sowie die Wohnungen für ältere Menschen und Menschen mit Mobilitätseinschränkung sowie alle Wohnungen, die als Wohnsitz für Haushalte bestimmt sind, die mehrere Generationen umfassen (Mehrgenerationenprojekte).
Vor dem Abhalten dieses Treffens leitet die Gemeinde ihre Überlegungen in Bezug auf Wohnbaumaßnahmen an alle potenziellen Betreiber, die im Gemeindegebiet aktiv sind, weiter und bittet sie um ihre Stellungnahme zu den verfolgten Zielen und ihren Vorschlägen zur Realisierung.
Vor dem Konzertationstreffen übermittelt jeder Betreiber seine Vorschläge per Post an die Gemeinde.
Das Meeting muss jedem der Akteure die Möglichkeit bieten, Projekte vorzuschlagen, seine Prioritäten und Mittel darzulegen und die Tragweite und den Inhalt seines Engagements auszuführen. Das Meeting muss zu einem gemeinsamen Vorschlag aller Akteure führen, in dem die Position und das Engagement jedes einzelnen definiert und erläutert wird. Diese Entscheidungen werden in Protokollen schriftlich festgehalten.
Die technischen Abteilungen der Gemeinde (Städtebau und Bauabteilung) werden in das Meeting mit einbezogen, um eine Transversalität der Informationen, insbesondere hinsichtlich der Bebauungsfähigkeit der von den Akteuren für die Errichtung oder Sanierung von Wohnungen vorgeschlagenen Standorte.
5.4. Partnerschaften:
Zur Realisierung von Wohnbauprojekten können Partnerschaften zwischen mehreren Akteuren oder einem Akteur und einem Privatunternehmen begründet werden. Die Vereinbarungen zwischen den Parteien sind an das Dossier anzuhängen.
5.5. Einzureichende Unterlagen:
Die angehängten Formulare greifen die Unterlagen auf, die von der Gemeinde einzureichen sind.
Die Aufmerksamkeit wird auf folgende Aspekte gelenkt:
- Die Protokolle der Konzertationsmeetings sind an das Dossier anzuhängen.
- Jedes "Projektdatenblatt" ist mit der Unterschrift des mit der Durchführung des Projektes beauftragten Betreibers zu versehen.
- Für Entwicklungsmaßnahmen, die dies erfordern, ist von den Gemeinden eine Kopie der zwischen den Akteuren geschlossenen Vereinbarungen beizulegen (Bsp.: Vereinbarung über die Veräußerung eines Grundstücks).
- Projekte, für die dingliche Rechte auf das Grundstück oder Wohngebäude bestehen, ist der Eigentumsnachweis oder die Kopie der mit dem Eigentümer geschlossenen Vereinbarung beizulegen.
- Die genannten Vereinbarungen müssen die Kosten und die Vertragsbedingungen darlegen und von den Parteien unterzeichnet sein. Die Dauer von Erbpachtverträgen darf einen Zeitraum von 40 Jahren nicht unterschreiten. Eine aufschiebende oder aufhebende Vertragsklausel kann für den Fall vorgesehen werden, dass das Projekt von der Regionalverwaltung nicht akzeptiert wird.
Die Gemeinde muss ihre Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik bis spätestens 30. September 2013 einreichen. Die Gemeinde stützt ihren kommunales Aktionsplan durch ein Analysedokument der quantitativen und qualitativen sowie kurz-, mittel- und langfristigen Wohnraumbedarfe
. Dieses Dokument umreißt auch die langfristigen Entwicklungsperspektiven der Gemeinde auf sozialökonomischer Ebene ebenso wie im Hinblick auf die Raumplanung und legt somit die Entwicklungspotenziale sowie die öffentlichen und/oder privaten Grundstücksreserven dar. 
Die Ergebnisse der in Artikel 190 §2 des wallonischen Wohnbaugesetzes vorgesehenen Bestandsaufnahmen sind dem Dossier beizufügen, ebenso wie der Beschluss des Gemeinderates zur Billigung der Gemeindeverordnung über Leerstände und Besteuerung leer stehender Wohngebäude und die Verordnung an sich. Das Vorhandensein und die ständige Aktualisierung dieser Bestandsaufnahmen werden kontrolliert; das Ergebnis dieser Überprüfung wird bei der Auswahl der Projekte berücksichtigt.
5.6. Qualität der Unterlagen:
Es ist festzustellen, dass zu viele der von der Regierung im Rahmen der Programme vor 2009 ausgewählten Projekte aufgegeben oder von den Betreibern substanziell verändert wurden. Diese Situation führt zu finanziellen Kosten und einem erheblichen Zeitverlust. Zur Vermeidung von Projektaufgaben werden die Betreiber aufgefordert, verortete Projekte vorzustellen, die angesichts ihrer fortgeschrittenen Projektreife in kürzester Zeit realisiert werden können.
Besondere Aufmerksamkeit gilt hier der Baureife der Standorte, der Fähigkeit der Betreiber zur Durchführung der Maßnahmen und dem strukturellen Zustand der zu sanierenden Gebäude.
Für Neubauprojekte ist den Unterlagen ein Entwurf der geplanten Baumaßnahme auf einem topografischen Plan beizufügen, auf dem auch die zu schaffenden Verkehrswege und öffentlichen Bereiche eingezeichnet sind. Eine Analyse der rechtlichen (Zoneneinteilung auf dem Flächenwidmungsplan, Notwendigkeit oder nicht von kommunalen Flächennutzungsplänen - Stadtbebauungsplan oder ähnliches, Zonen non aedificandi, Karst- oder Überschwemmungsgebiete, etc.) und der technischen Zwänge (Entwässerung, Elektrizität, Wasser, Zugänglichkeit, etc.) des zu realisierenden Standorts.
Bei knapper Verfügbarkeit von öffentlichen Grundstücken in für den Städtebau vorgesehen Gebieten achtet die Regierung verstärkt auf die Realisierung von Projekten in den konzertierten kommunalen Erschließungsgebieten (Zones d'aménagement communales concertées, ZACC) oder landwirtschaftlichen Gebieten (Zones agricoles), die jedoch gut gelegen sind.
Für Sanierungsgebäude sind den Unterlagen ein Gestaltungsentwurf sowie Fotos beizufügen, die einen Eindruck über den Zustand des Gebäudes vermitteln. 
Es wird dringend angeraten, Projekte einzureichen, deren Wohnungsanzahl 2 bis 3 Mal höher ist als die Anzahl der Wohnungen in Anlage 1 des vorliegenden Rundschreibens.
5.7. Stadtplanung:
Um sicherzustellen, dass Wohnungen realisiert werden, die der Rahmenplanung der Regierung entsprechen, müssen die eingereichten Unterlagen von der Verwaltung auch unter städtebaulichen Gesichtspunkten geprüft werden.
Den Betreibern wird empfohlen, die Unterlagen für Neubauprojekte vorab in der Regionalverwaltung dem zuständigen Amtsträger der DGO4 zur Prüfung vorzulegen und die Standort- und Projektoptionen für jedes Dossier validieren zu lassen (Standort, Art und Anzahl der Wohnungen, andere Gebäude, öffentliche Bereiche und Verkehrswege, ...). Zur Erleichterung der weiteren Bearbeitung werden die dem zuständigen Amtsträger vorgelegten Unterlagen von diesem gekennzeichnet; sein Bescheid wird den Unterlagen zur Einreichung im Rahmen des kommunalen Aktionsplans beigefügt.
Vor der Auswahl der Verankerungsprojekte 2014-2016 wird eine von den Ministern für Wohnbau und Raumordnung unterzeichnete Verwaltungsvorschrift erarbeitet, um die Amtsträger aufzufordern, im Rahmen ihres Vorbescheides für das Auswahlverfahren der Regierung alle von der CWATUPE gebotenen Möglichkeiten auszuschöpfen, vom Plan des Sektors (plan du secteur) unter Anwendung des Artikels 127 §3 abzuweichen, insbesondere wenn das öffentliche Wohnbauprojekt, auch wenn es in einer landwirtschaftlichen Zone, in einer blauen Zone oder in einem konzertierten kommunalen Erschließungsgebiet liegt, über eine gute Lage verfügt.
5.8. Einreichen der Unterlagen:
Die Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik muss bis spätestens 30. September 2013 in 2 Ausfertigungen bei der Verwaltung eingereicht werden
Die Formulare und Projektunterlagen müssen bis spätestens 31. Oktober 2013 in 2 Ausfertigungen auf CD-Rom bei der Verwaltung eingereicht werden.
Alle diese Unterlagen sind an folgende Adresse zu senden:
Direction générale opérationnelle 4, Aménagement du Territoire, 
Logement, Patrimoine et Energie.
Monsieur Philippe Dechamps, Directeur
Direction des Subventions aux organismes publics et privés
Rue des Brigades d’Irlande 1
5100 JAMBES
6. Analyse und Auswahl der Programme
6.1. Vor der Auswahl der Unterlagen durch die Regierung wird die Gruppe "Verankerung" der wallonischen Wohnungsbaugesellschaft (Société Wallonne de Logement, SWL) und der DGO4 eine Projektanalyse anhand der folgenden Kriterien vornehmen:
1. Einhalten der Verpflichtungen aus dem wallonischen Wohnbaugesetzbuch durch die Gemeinde:
- Vorhandensein einer kommunalen Servicestelle Wohnen,
- Verabschiedung einer Gemeindeverordnung zur Besteuerung leer stehender Wohngebäude,
- Vorhandensein der in Artikel 190 §2 des Gesetzbuches vorgesehenen Bestands-aufnahmen (Übermittlung der genannten Bestandsaufnahmen),
- Vorlage der Protokolle der Konzertationsmeetings.
2. Prozentsatz an öffentlichen oder geförderten Wohnungen auf dem Gemeindegebiet und Progression:
- Vorhandensein eines Beschlusses der Gemeinden und Sozialämter (Centres sociaux d'action sociale CPAS) mit Festlegung der Ziele und Grundsätze der zur Umsetzung des Rechts auf eine angemessene Wohnung durchzuführenden Maßnahmen (Art. 187, §1 wallonisches Wohnbaugesetzbuch),
- Intensität der Nachholbemühungen im Rahmen des vorgeschlagenen Programms für die Gemeinden, die nicht über die erforderliche Anzahl an Übergangswohnungen verfügen,
- Intensität der Nachholbemühungen im Rahmen der Programme der vorliegenden kommunalen Legislaturperiode für die Gemeinden, die nicht über 10 % an öffentlichen oder geförderten Wohnungen verfügen,
- tatsächliche Umsetzung und mögliche Verzögerungen der früheren Programme.
3. Wählbarkeit der eingereichten Maßnahmen:
- Konformität der Maßnahmen mit dem wallonischen Wohnbaugesetzbuch (CWL),
- Übereinstimmung des Standorts mit den von der Region gepriesenen Raum-ordnungsgrundsätzen (nach Billigung durch die Regierung werden die zuständigen Amtsträger gebeten, weder den Standort noch die Anzahl oder die Art der vorgesehenen Wohnungen in Frage zu stellen),
- Vollständigkeit der Unterlagen über Ausstattungen, Verkehrswege, öffentliche Bereiche bei Projekten über größere Wohnbauensembles,
- Durchführbarkeit der Maßnahmen im Rahmen des Programms 2014-2016.
4. Kohärenz der eingereichten Maßnahmen mit den regionalen und kommunalen Prioritäten:
- Einhalten der Standortkriterien,
- Einhalten der Prozentsätze für anpassungsfähige Wohnungen,
- Einhalten der Energieauflagen.
7. Praktische Informationen
Als Hilfestellung für die Betreiber und Kommunen bei der Ausarbeitung des Programms 2014-2016 werden von den Experten der Direction Générale de l'Aménagement du Territoire, du Logement et du Patrimoine und von der SWL entsprechende Infoveranstaltungen durchgeführt.
8. Fristen
Die Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik muss bis spätestens 30. September 2013 bei der Verwaltung eingereicht werden Das Rundschreiben sieht vor, dass die Programme bis zum 31. Oktober 2013 vom Gemeinderat verabschiedet und der Verwaltung übersandt werden müssen.
Namur, am
Jean-Marc NOLLET
� Für die Community Land Trusts siehe Seite 14 Punkt f dieses Rundschreibens.


� Die Aktualisierung des von der Wohnbauabteilung der DGO4 festgelegten Prozentsatzes für 2012 basiert auf der Entwicklungstendenz der Zusammensetzung der Haushalte gemäß Analyse der Studie des Forschungszentrums für Demographie und Gesellschaften der katholischen Universität Louvain (UCL) und der Beobachtung der Daten über die Entwicklung der Zusammensetzung der Haushalte von 2000 bis 2010 (Quelle : http://cytisecommunes.gedap.be/asp/interfsyn.asp).


�  Der von der wallonischen Regierung in erster Lesung verabschiedete MInisterialerlass (AGW) in Bezug auf barrierefrei ausstattbare oder ausgestattete Wohnungen definiert die technischen Merkmale der betreffenden Wohnungen. 


�  Gemäß dem Beispiel der Finanzierungserlasse vom 23. März 2012.


� Die Wohnungen dürfen nicht zu einem Wohngebäude gehören, das teilweise vermietet wird, um jegliche Probleme bei der Verwaltung zu vermeiden.


� Ein Praxisleitfaden ist unter folgender URL abrufbar:


http://www.cmgv.be/images/stories/pdf/GUIDEgensduvoyage.pdf


� Weitere Informationen zu diesem Thema erhalten Sie vom Kabinett des Wohnbauministers (Bernard Monier: Tel. 081/321.851)


�  Diese Analyse kann aus Dokumenten zur Erarbeitung der Transversalen Strategiepläne, einer lokalen Agenda 21, einem kommunalen Strukturschema oder jeder anderen Studie stammen, die die Gesamtheit des Gemeindegebiets beleuchtet.
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